
  
Anwalt für Strafrecht: gefährlicher Eingriff in den Straßenverkehr

  

Wer auf ein Polizeiauto zufährt, um dieses zurückzudrängen und dadurch seine Flucht zu ermöglichen,
macht sich nicht zwingend wegen eines gefährlichen Eingriffs in den Straßenverkehr strafbar.

  

In seinem Beschluss vom 30.06.2015 - 4 StR 188/15 hat der Bundesgerichtshof (BGH) erneut deutlich
gemacht, dass für eine Verurteilung wegen eines gefährlichen Eingriffs in den Straßenverkehr genaue
Feststellungen zu einer konkreten Gefährdung des Straßenverkehr getroffen werden müssen. Denn nach §
315b StGB muss es bei einem Eingriff in den Straßenverkehr zu einer konkreten Gefährdung von Leib
oder Leben eines anderen Menschen oder einer Sache von bedeutendem Wert kommen. Bei diesem
sogenannten "Beinahe-Unfall" muss eine Situation verursacht werden, in der die Sicherheit einer
bestimmten Person oder Sache so stark beeinträchtigt wird, dass es nur noch vom Zufall abhängt, ob das
Rechtsgut verletzt wird oder nicht. Diese Situation konnte das Landgericht Traunstein im zu
verhandelnden Fall jedoch nicht hinreichend belegen, sodass die Verurteilung des Angeklagten wegen
eines gefährlichen Eingriffs in den Straßenverkehr vom BGH aufgehoben werden musste.
Der Angeklagte war mit ca. 100 bis 120 km/h ungebremst auf eine Polizeistreife zugefahren, um die
Beamten zur Freigabe der Fahrspur zu zwingen und so seine Flucht zu ermöglichen. Als der Angeklagte
weniger als 50 Meter von ihnen entfernt war, setzten die Beamten das Polizeiauto zurück, da selbst bei
einer Vollbremsung eine Kollision nicht mehr zu verhindern gewesen wäre. Nach Ansicht des BGH
belegen diese Feststellungen allein die konkrete Gefährdung der Beamten jedoch nicht.
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